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Le programme de travail est composé d’un cycle de séminaires, de deux journées d’étude 
et de la publication d’un ouvrage collectif à l’issue des travaux. 
 
Cycle de séminaires 
Dans le cadre du projet de formation-recherche le cycle de séminaires permet d’analyser 
la thématique de la modernisation du management public dans les collectivités publiques 
en Allemagne. Il est organisé en coopération avec l’Ecole doctorale « Droit et sciences 
humaines » de l’Université de Cergy-Pontoise. Il est ouvert aux étudiants de niveau 
master (DESS et DEA) et aux doctorants de toutes disciplines, aux chercheurs et 
enseignants, également aux responsables publics intéressés et est inscrit dans l’offre des 
séminaires de recherche du CIERA. 
 
Direction du séminaire : René Lasserre (CIRAC, UCP), Leo Kiβler (Université de Marburg, 
RFA)  
 
 
  
Verwaltungsreform in Deutschland. Modernisierungspfade und Sackgassen 
Par Leo Kißler, juriste et sociologue, Professeur à la Philipps-Universität Marburg (Institut 
für Soziologie) 

Date : Vendredi 10 décembre 2004 (14h30-16h30) : Séance inaugurale 
Lieu : CIRAC, université de Cergy-Pontoise 
 
Gliederung 
 
1. Woher kommt der Modernisierungsdruck im öffentlichen Sektor? 
2. Die wichtigsten Modernisierungspfade 
3. Sackgassen der Verwaltungsmodernisierung 
4. Zusammenfassung und Perspektiven 
 
 
1. Der Modernisierungsdruck 
 
a) Die öffentliche Verwaltung gilt heute als wichtiger Standortfaktor. Die Innovationskraft 
von zentralistisch-bürokratischen Strukturen ist an ihre Grenzen gestoßen. Die 
Humanressourcen werden suboptimal genutzt, eine demokratische Beteiligung der 
Bürger blockiert. 
 
b) Weitgehende Konkurrenzstrategien wichtiger Vergleichsländer weisen eine 
„Modernisierungslücke“ der deutschen Verwaltung auf. Wachsende Unsicherheit und 
Komplexität der technologischen und wirtschaftlichen Entwicklung in einer zunehmend 
globalisierten Ökonomie, schleichende Katastrophen mit schwachen Signalen (vor allem 
im Gesundheits- und Umweltbereich) und veränderte Bürgererwartungen an flexible 
Qualitätsproduktion im öffentlichen Sektor kennzeichnen die neuen Problemlagen. 



 

 
c) Der Paradigmenwechsel im privaten Sektor (Verringerung der Fertigungstiefe, 
Dezentralisierung von Verantwortung etc.) bekommt Vorbildcharakter. Die Lean-
Administration ist der Lean-Production nachgebildet. 
 
d) Endogener Modernisierungsdruck speist sich aus ökonomischen und sozio-kulturellen 
Quellen, vor allem auf der kommunalen Ebene: Die Kommunen sollen mit immer weniger 
Geld immer mehr und zum Teil neuartige Aufgaben erfüllen. 
 
e) Kostentreibend sind Verwaltungsstrukturen, die als „System der organisierten 
Unverantwortlichkeit“ kritisiert werden. Die Finanznot wird zur Geburtshelferin der 
Modernisierung. 
 
f) Ein verbreiteter „Wertewandel“ führt zu veränderten Bürgererwartungen an die 
Verwaltung. Gewünscht wird der Staat „in Augenhöhe“. 
 
2. Modernisierungspfade 
 
a) Die Neubestimmung der öffentlichen Aufgaben: Im Rahmen von Leistungstiefenpolitik 
wird die Grenze zwischen öffentlicher und privater Aufgabenerfüllung neu ausgelotet. 
Dabei wird die Privatisierung zunehmend abgelöst durch neue Formen einer Verringerung 
der „Fertigungstiefe“ (Out-Sourcing, Public-Privat-Partnership). 
 
b) Die Binnenmodernisierung 
durch das Neue Steuerungsmodell und 
durch die Einführung von Bürgeramtsstrukturen. 
 
Ziel des Neuen Steuerungsmodells ist es, die zentralistische, hoch arbeitsteilige und 
hierarchische Verwaltungsorganisation in eine produktorientierte und – im Rahmen von 
Zielvereinbarungen zwischen Politik, Verwaltungsführung und Fachämtern – weitgehend 
in autonome, dezentrale Einheiten gegliederte Organisation umzubauen. Die 
Binnenmodernisierung folgt der Zieltrias: Wirtschaftlichkeit, Kundenorientierung und 
Mitarbeiterorientierung. 
 
Bürgeramtskonzepte folgen drei Prinzipien: 
Dezentralisierung 
Aufgabenintegration 
Beschäftigtenbeteiligung. 
 
3. Sackgassen der Verwaltungsmodernisierung 
 
a) Privatisierung, die sich als „Entbürokratisierung“ maskiert. Der Abbau von Bürokratie 
zugunsten mächtiger Kundengruppen kann mit bürokratischer Ignoranz gegenüber 
weniger einflußreichen einhergehen. 
 
b) Verschlankung der Leistungsproduktion führt nur dann zu Produktivitätszuwächsen, 
wenn die technischen, qualifikatorischen und sozialen Voraussetzungen und Folgen mit in 
Rechnung gestellt werden. 
 
c) „Kundenorientierung“ der Verwaltung erschöpft sich im „Say No with a Smile“, wenn 
Verwaltungsqualität und Arbeitsqualität modernisierungspolitisch nicht zusammen 
gebracht werden. 
 



 

4. Perspektiven: Das Profil einer modernen Verwaltung 
 
a) Der öffentliche Sektor gewinnt seine Umrisse an der Schnittstelle zwischen öffentlicher 
und privater Dienstleistungsproduktion und auf der Grundlage einer 
Funktionsbestimmung öffentlicher Aufgaben, die sich leiten läßt von einem neuen 
Verständnis dessen, was mit „öffentlich“ und „privat“ gemeint sein soll. Die traditionellen 
Leitbilder des Strukturkonservatismus und des Marktradikalismus haben ausgedient. 
 
b) Entscheidend ist nicht die Rechtsform, unter der eine Dienstleistung erstellt wird, 
sondern ein wettbewerbsförderliches Umfeld. 
 
c) Richtungsweisend ist ein neuer Mix zwischen öffentlichen und privaten Einrichtungen, 
der sich bereits in regionalen und kommunalen Netzwerken herausbildet. Politik, 
öffentliche Verwaltungen und private Unternehmen stehen unter Konsensfindungs- und 
Kooperationsdruck. Diesem kann mit Public-Privat-Partnerships begegnet werden. 
 
d) Aus der traditionellen Leistungsverwaltung wird die Gewährleistungsverwaltung. 
 
e) Erforderlich ist eine neue Verwaltungskultur, beruhend auf einer beruflichen 
Sozialisation von Verwaltungsbeschäftigten, die an Werten und Normen einer 
„Dienstleistungsgesellschaft“ festmacht. 
 
f) Die Neugestaltung des Verhältnisses zwischen regulierendem Staat und aktiver 
Gesellschaft (Stichwort: kommunikativer Staat) enthält Chancen für eine Verbesserung 
der Demokratie. 
 
Prof. Dr. Dr. Leo Kißler 
 
 
Privatisierung, Liberalisierung und Wettebewerb in Deutschland 
Par Lars Holtkamp, FernUniversität Hagen (LP Politische Regulierung und Steuerung) 

Date : Vendredi 11 février 2005 (14h30-16h30) 
Lieu : CIRAC, université de Cergy-Pontoise 
 
Seit den 90er Jahren sind auch in deutschen Verwaltungen starke Privatisierungs- und 
Liberalisierungstendenzen zu verzeichnen. Besonders betroffen sind davon die 
Kommunen, die in Deutschland bisher über erhebliche rechtliche Kompetenzen verfügen 
und in vielen Bereichen öffentliche Dienstleistungen selbst angeboten haben bzw. für 
deren Finanzierung verantwortlich waren. Durch EU-Verordnungen, Bundesgesetze, aber 
vor allem durch die tiefgreifende Haushaltskrise sehen sich immer mehr Kommunen dazu 
gezwungen, Privatisierungsmaßnahmen einzuleiten, die aber stärker von konservativ-
liberalen Mehrheitsfraktionen vor Ort vollzogen werden als von Bündnis 90 / Die Grünen 
oder der SPD. Die Befürworter von Privatisierung und Liberalisierung erhoffen sich von 
diesen Maßnahmen eine Entlastung der staatlichen Haushalte, eine stärkere 
Kundenorientierung bzw. niedrigere Gebühren und eine bessere Positionierung 
Deutschlands im internationalen Standortwettbewerb. Die bisher vorliegenden 
kommunalen Erfahrungen mit Liberalisierungs- und Privatisierungsmaßnahmen fallen 
eher ernüchternd aus. Zwar lassen sich kurzfristig eine Entlastung der 
Kommunalhaushalte und zum Teil niedrigere Gebühren für die Verbraucher konstatieren. 
Aber die Auswirkungen auf die demokratische Einflussnahme und Kontrolle, die 
Beschäftigungsverhältnisse, auf sozial gleichwertige Lebensverhältnisse und die 
langfristige Haushaltskonsolidierung sind von der Tendenz eher problematisch. 
 
Dr. Lars Holtkamp 



 

Verwaltungsmodernisierung in den deutschen Bundesländern am Beispiel des 
Landes Rheinland-Pfalz 
Par Otmar Mick, responsable de la Direction des Affaires générales, Aufsichts- und 
Dienstleistungsdirektion (ADD) Trier  
 
Date : Vendredi 11 mars 2005 (14h30-16h30) 
Lieu : CIRAC, université de Cergy-Pontoise 
 
Ablauf: 
 
I. Die bundesstaatliche Ordnung als Rahmenbedingung 
 - vertikale Gewaltenteilung im deutschen Föderalismus 
 - originäre Bundesverwaltung 
 - Ausführung der Bundesgesetze durch die Länder 
 - Landesverwaltung in Rheinland-Pfalz 
 
II. Problemlage und Handlungsbedarf in der öffentlichen Verwaltung der Bundesländer: 
eine Analyse des Zustands der öffentlichen Verwaltung in 5 Kritikpunkten 
1) Die traditionelle rechtliche Betrachtung verhindert den Blick auf die ökonomische 
Bedeutung 
2) Bürokratiebelastung von Wirtschaft und Gesellschaft 
3) Finanz- und Haushaltskrise 
 4) Effizienz- Defizite 
5) Öffentliches Dienstrecht und Führungsstrukturen sind veraltet 
 
III. Verwaltungsmodernisierung am Beispiel Rheinland-Pfalz 
Modernisierungsansätze zu den oben genannten 5 Punkten. 
 - Zu 1) Ökonomisierung der Verwaltung und strategisches Management 
 - Zu 2) Rechtsoptimierung und Abbau des Bürokratismus / Internet 
 - Zu 3) Finanz- und Haushaltskrise: Verschlankung der Verwaltung und Ergänzung 
der Kameralistik durch kaufmännisches Rechnungswesen, Budgetierung und Kosten- und 
Leistungsrechnung 
 - Zu 4) Effizienzsteigerung: Strukturreform und interne Reorganisation 
 - Zu 5) Neues öffentliches Dienstrecht und neue Führungsmodelle 
 
 
Modernisierung der Bundesverwaltung : zwischen Reformeifer und 
Beharrungsvermögen 
 
Par Sabine Kuhlmann, Université de Konstanz (RFA) (Fachbereich Verwaltungs- und 
Politikwissenschaft) 
 
Date : Vendredi Vendredi 8 avril 2005 (14h00-16h00) 
Lieu : CIRAC, université de Cergy-Pontoise 
 
Im Mittelpunkt der Veranstaltung stehen Reformkonzepte und Strategien der 
Reformumsetzung auf der Bundesebene in Deutschland. Dabei wird in einem ersten 
Schritt die Stellung und Funktion der Bundesverwaltung innerhalb des deutschen 
Exekutiv- und Verwaltungsföderalismus kurz skizziert, um sodann auf vergangene und 
aktuelle Modernisierungsansätze einzugehen. Es werden verschiedene „Reformdiskurse“ 
vorgestellt und auf ihre praktische Umsetzung sowie – soweit abschätzbar – tatsächlich 
erreichten Ergebnisse und Wirkungen geprüft. Zudem soll die Bundesebene in eine 
vergleichende Perspektive zu den anderen föderalen Ebenen in Deutschland (Länder, 
Kommunen) und deren Reformaktivitäten gestellt werden.  
 



 

Ablauf: 
 
(1) Stellung und Struktur der Bundesverwaltung im föderalen System der Bundesrepublik 
(Struktur, Personal, Aufgaben) 
 
(2) Reformansätze und „Diskurskonjunkturen“ in der Vergangenheit 
 
(3) Neuere Reformkonzepte: „Schlanker Staat“, „Aktivierender Staat“, „Moderner Staat – 
Moderne Verwaltung“ 
 
(4) Reformwirkungen?  
 
Dr. Sabine Kuhlmann 
 
New Public Management. Konzept und Umsetzung in Deutschland 
Séminaire de Christoph Reichard, Professeur à l’Université de Potsdam 
Date : Vendredi 2 décembre 2005 (14h30-16h30) 
Lieu : CIRAC, université de Cergy-Pontoise 
 
Analyse comparée du gouvernement des villes en France et en Allemagne 
Séminaire de Vincent Hoffmann-Martinot, Directeur du CERVL-CNRS/Sciences Po, 
Bordeaux 
Date : Vendredi 20 janvier 2006 (14h30-16h30) 
Lieu : CIRAC, université de Cergy-Pontoise 
 
 
Journée d’étude du 15 avril 2005 
 
La dérégulation dans les services d’intérêt général en France et en Allemagne et 
ses conséquences pour le management social des entreprises 
 
Cette première journée d’étude a porté sur les conséquences sociales de l’introduction de 
mécanismes de marché dans le secteur et les entreprises d’intérêt général en France et 
en Allemagne. Il s’agissait plus particulièrement de mesure l’impact des mesures de 
libéralisation et de privatisation sur la gestion des ressources humaines et  l’évolution des 
mécanismes de concertation et de négociation sociale dans les entreprises concernées. 
 
Cette rencontre était ouverte aux étudiants de niveau master et doctorat de toutes 
disciplines, aux enseignants et chercheurs, ainsi qu’aux responsables du secteur public et 
professionnels intéressés, aux représentants des partenaires sociaux. Elle a réuni une 
vingtaine de participants. 
 
La journée été organisée en coopération avec le professeur Leo Kiβler, de l’Université de 
Marburg (RFA) et avec le concours de M. Robert Villeneuve, Délégué général d’Eurexcter 
(Association européenne de l’Excellence Territoriale), ancien délégué du Comité Européen 
des Employeurs Publics (CEEP) 
 
Problématique 
 
Organisée dans le cadre d’un projet de recherche-formation portant sur les « Nouveaux 
modes de régulation sociale dans le secteur public et les services d’intérêt général en 
Allemagne » et mené avec le soutien du CIERA (Centre interdisciplinaire d’études et de 
recherches sur l’Allemagne, Paris), cette première journée d’étude portera sur les 
conséquences sociales de l’introduction des mécanismes de marché dans le secteur et les 
entreprises d’intérêt général en France et en Allemagne. Il s’agira plus particulièrement 
de mesurer l’impact des mesures de libéralisation et de privatisation sur les mécanismes 
de concertation et de négociation sociale dans les entreprises concernées. 



 

 
En France, deux vagues principales de libéralisation et de privatisation sont intervenues 
durant ces vingt dernières années (1986-1988 puis depuis 1993), marquant ainsi une 
césure nette avec l’interventionnisme de l’Etat dans l’économie depuis la fin de la 
Seconde guerre mondiale. Encouragées par les politiques européennes de renforcement 
du marché intérieur et d’ouverture des marchés à la concurrence, ces mesures ont dans 
un premier temps concerné la quasi-totalité des entreprises et secteurs publics et 
commerciaux du secteur marchand, et s’étendent aujourd’hui aux services d’intérêt 
général. En Allemagne, la libéralisation de certains services publics (télécommunications, 
marchés postaux, énergie) a été conduite rapidement et à un rythme soutenu depuis les 
années 90, s’accompagnant de mesures échelonnées de privatisations partielles. 
Ouverture à la concurrence et suppression des monopoles d’Etat, restructuration des 
opérateurs historiques et nouvelle adaptation aux besoins des marchés et de la clientèle, 
pression des marchés sur les coûts de fonctionnement ont donc conduit, pour les 
entreprises de ce secteur, à un contexte socio-économique profondément modifié. Dans 
tous les cas, on enregistre le glissement d’une logique de service public vers une culture 
de type commercial et managérial. 
 
Ces tendances ne sont pas sans conséquences sur les relations professionnelles, qui se 
caractérisent traditionnellement dans le secteur public par des statuts sociaux 
avantageux et protecteurs, des taux de syndicalisation plus élevés et un contre pouvoir 
syndical fort, assorti dans le cas de la France d’un recours plus systématique au conflit 
social, et une tension permanente entre objectifs de rentabilité économique et objectifs 
sociaux d’équité des usagers dans l’accès aux services d’intérêt général. 
 
Après un bilan comparatif de l’impact social de la libéralisation des services d’intérêt 
général en Allemagne et en France, la journée d’étude doit permettre d’évaluer dans 
quelle mesure les pratiques sociales ont évolué dans un cadre économique profondément 
modifié. Il s’agira de rappeler quelle a été la capacité des partenaires sociaux à négocier 
les conditions d’accompagnement de ces transformations, en termes de gestion 
d’effectifs, de différenciation des garanties statutaires, de transformation des droits des 
salariés (salaires et conditions d’emploi, évolution des carrières), mais aussi de modes de 
négociation collective et de concertation dans l’entreprise. Quelle est la place de la 
représentation des salariés dans un contexte de déconcentration accrue des négociations 
au niveau des entreprises (ou des services) et quelles grandes tendances peut-on 
identifier de part et d’autre du Rhin dans la gestion sociale des restructurations et 
privatisations des services d’intérêt général ? 
 
A travers ces évolutions on s’interrogera sur la position et l’influence actuelles des 
partenaires sociaux sur un secteur qui revêt une importance clé à la fois pour la 
compétitivité de l’espace économique européen et l’attractivité de son modèle social. 
Peut-on in fine conclure à un affaiblissement des syndicats et des relations 
professionnelles avec, à plus ou moins longue échéance, un alignement sur les pratiques 
sociales du secteur privé ? Peut-on au contraire identifier, à travers ces nouveaux modes 
de management, des phénomènes d’hybridation qui, à travers ce processus de 
changement des organisations et des cultures de travail, procéderaient d’une 
interpénétration des modèles de gestion publics et privés et pourraient conduire à un 
modèle de régulation sociale rénové ? 
 
Programme 

 
 Dérégulations et privatisations dans les services publics en France et en 

Allemagne : enjeux économiques et sociaux, facteurs de blocage 
 Animation :  René Lasserre, Directeur du CIRAC 
 * Etat des lieux et débats en France 

 Pierre Bauby, CEEP, Président de la Commission des Services d’intérêt général 
 * Etat des lieux et débats en Allemagne 



 

 Karsten Schneider, Fondation Hans Böckler, RFA 
 Discussion 

 

 Gestion des ressources humaines : de la gestion statutaire au 
développement social 

 Animation :  Leo Kiβler, Professeur de Sociologie, université de Marburg 
 * Gestion des ressources humaines : un management en voie de réforme 

 Dietmar Frings, Département Human Ressources Strategy, Deutsche Telekom AG 
* La gestion des ressources humaines dans une entreprise française d’intérêt 
général. Etude de cas : La Poste 
Dominique Bailly, Direction des Ressources Humaines, La Poste, Vice-président de 
la Commission des Affaires sociales, CEEP, Bruxelles 

 

Discutant : Christian Puppinck (Conseiller à la médecine de contrôle, EDF) 
 

 Table ronde : 
L’évolution des relations sociales dans les services d’intérêt général : 
normalisation ou émergence d’un modèle de concertation rénové ? 
Animation : Robert Villeneuve, EUREXCTER 
Intervenants :  
Catherine Vincent, IRES, Paris 
Karsten Schneider,Fondation Hans Böckler, RFA 
Philippe Moncourrier, Direction des ressources humaines, RATP 
Discussion 

 

 Conclusion : Leo Kiβler (Université de Marburg) 
Discussion 

 
 
Compte rendu 
 
Organisée dans le cadre d’un projet de formation-recherche portant sur les « Nouveaux 
modes de régulation sociale dans le secteur public et les services d’intérêt général en 
Allemagne » et mené avec le soutien du CIERA (Centre interdisciplinaire d’études et de 
recherches sur l’Allemagne, Paris), cette première journée d’étude visait à étudier les 
conséquences sociales de l’introduction des mécanismes de marché dans le secteur et les 
entreprises d’intérêt général en France et en Allemagne et plus particulièrement à 
mesurer les conséquences des mesures de dérégulation et de libéralisation en termes de 
gestion des ressources humaines, mais également sur les mécanismes de concertation et 
de négociation sociale dans les entreprises concernées (consultation, négociation, gestion 
des conflits). Cette journée de comparaison franco-allemande était structurée autour de 
trois blocs thématiques : 

 un état des lieux des enjeux économiques et sociaux de la dérégulation dans les 
services publics en France et en Allemagne 

 une analyse de l’évolution des pratiques de gestion des ressources humaines 
 une analyse de l’évolution des relations sociales dans les services d’intérêt général 

 
Dérégulations et privatisations dans les services publics en France et en 

Allemagne : enjeux économiques et sociaux, facteurs de blocage 
 
L’intervention de Pierre Bauby, Président de la Commission des Services d’intérêt général 
au CEEP (Bruxelles), a permis de préciser le cadre et les enjeux de la dérégulation et de 
la libéralisation des services d’intérêt général, dont il a proposé sa propre définition. Les 
services d’intérêt général doivent ainsi répondre à trois objectifs particuliers : garantir 
l’accès à chacun à des biens et des services essentiels ; garantir des rapports de 
solidarité et de cohésion économique, sociale et territoriale ; prendre en compte la 
dimension du long terme. Dans l’acception française qui a prévalu après 1945 , la 
satisfaction de ces objectifs semble devoir impliquer une organisation à caractère 



 

monopolistique sous contrôle public. Ce faisant, la notion la plus répandue de « services 
publics à la française » s’avère à la fois erronée et trompeuse puisque, historiquement, 
deux modèles se sont développés en France et continuent de coexister.  
 
On observe d’une part des services nationaux, gérés depuis l’après-guerre par des 
entreprises publiques nationales. Partant de l’exemple d’EDF, Pierre Bauby a rappelé les 
spécificités et la logique de fonctionnement d’une entreprise aujourd’hui soumise à des 
contraintes d’évolution très profondes et structurantes. Ainsi la libéralisation induite par 
des facteurs multiples et convergents, (et ne relevant qu’en partie de l’intégration 
européenne), mais également, certaines perversions inhérentes au développement du 
modèle d’entreprise (« capture du régulateur par l’opérateur », jeu à trois acteurs – Etat, 
direction, syndicalisme incarné par la CGT majoritaire), finissent par mettre en évidence 
des lignes de rupture et génèrent des changements profonds de la culture interne, des 
modes d’organisation et de management. Plusieurs scénarii d’évolution sont possibles 
mais encore incertains. On peut pour autant s’entendre sur un triple constat : une 
autonomisation croissante du management, la perte d’influence progressive mais réelle 
des syndicats et un retrait certain de l’Etat dans les choix stratégiques. 
 
On observe d’autre part un deuxième mode d’organisation des services d’intérêt général 
en France, qui est celui, beaucoup plus ancien, de gestion déléguée. Celui-ci est 
aujourd’hui à bien des égards faussé par rapport au modèle théorique sous-jacent 
(autorité publique organisatrice définissant objectifs et missions, assurant elle-même un 
service ou le délégant) : la constitution d’oligopoles de services renforce le déséquilibre 
structurel entre autorités locales (22 000 autorités organisatrices en France) et 
opérateurs (3 grands groupes), créant là encore des rentes de monopole excluant au 
passage largement les usagers. Les perspectives stratégiques restent assez ouvertes : 
internationalisation des groupes pouvant générer des problèmes de profitabilité, 
diversification vs. concentration des activités, priorité donnée à la gestion des contrats de 
délégation plutôt qu’aux investissements, généralisation des procédures d’appel d’offres 
risquant de renforcer la concurrence oligopolistique. 
 
Le tableau dressé par Karsten Schneider (Fondation Hans Böckler, Düsseldorf), permet 
d’inscrire la comparaison entre le processus de libéralisation en France et en Allemagne 
dans un contexte élargi à deux autres modèles : l’expérience britannique, pionnière en 
matière de dérégulation et de privatisation des services d’intérêt général et celle de la 
Suède, qui a su imposer un modèle social-démocrate de libéralisation sans privatisation 
(corporatisme et maintien de l’importance du secteur public dans l’économie). En 
comparaison, l’expérience allemande de libéralisation des services d’intérêt général 
semble osciller entre ces deux orientations, de manière plus ou moins marquée selon les 
secteurs. Difficile pour autant de dresser un bilan économique et social de ces évolutions, 
puisque d’autres facteurs (rationalisations, développement technologique, etc.) influent 
tout autant sur les conditions de travail et d’emploi. 
 

Gestion des ressources humaines :  
de la gestion statutaire au développement social 

 
Comme l’a souligné Leo Kiβler (Université de Marburg), les mutations peuvent constituer 
une chance pour les personnels, à condition toutefois que les ressources humaines soit 
bien considérées comme une ressource stratégique essentielle pour le développement 
des entreprises, et non comme seule variable d’ajustement. L’exemple de l’évolution de 
la gestion des ressources humaines au sein du groupe Deutsche Telekom AG, présenté 
par Dietmar Frings (Departement Human Ressources Strategy), est à cet égard éloquent. 
En dix ans, les effectifs du groupe sont ainsi passés de 223 000 salariés (1994) à 
245 000 aujourd’hui. Mais dans le même temps, ils ont été réduits en Allemagne de 
110 000 emplois (dont 27 000 transférés à des filiales après reconversion), sur la base 
de différents programmes, accompagnés par les partenaires sociaux, pour un coût chiffré 
à 4 Mds d’euros, mais sans licenciements : en tant qu’ancienne administration, la 



 

Deutsche Telekom ne peut toujours pas agir comme une entreprise ordinaire puisque 
60 % de ses effectifs dans les anciens Länder ont toujours un statut de fonctionnaire. En 
2004, le groupe a ainsi pu adopter une initiative de développement du personnel basé 
sur la réduction de 38 à 34 heures de la durée hebdomadaire de travail, avec à la clé 
10 000 emplois créés. Il cultive par ailleurs une responsabilité sociale forte, en formant 
par exemple près de 4 000 apprentis chaque année (dont 10 % embauchés), qui l’incite 
à rechercher des solutions de GRH originales, parfois en décalage par rapport au discours 
politico-économique dominant, et ce en dépit d’une pression concurrentielle très forte sur 
le marché national comme à l’étranger. L’implication des partenaires sociaux dans 
l’élaboration des stratégies managériales apparaît là comme un facteur essentiel de 
gestion des conséquences des mutations et d’élaboration d’innovations sociales. 
 
A un stade différent de celui atteint par la Deutsche Telekom, La Poste connaît à son tour 
en France une transformation profonde de ses missions et de sa stratégie. Dominique 
Bailly (Direction des Ressources humaines de La Poste et vice-président de la 
Commission des Affaires sociales du CEEP) a également souligné la responsabilité sociale 
très forte de l’entreprise (missions de service public et d’aménagement du territoire, lutte 
contre la ‘fracture numérique’, contre l’exclusion bancaire) aujourd’hui déstabilisée par la 
pression concurrentielle (65 % du chiffre d’affaires réalisés en concurrence). La 
modernisation passe aujourd’hui par une diversification des activités et des réformes 
conduisant à une forte rationalisation dans certains secteurs (comme les centres de tri), 
chantiers dont l’impact social s’avère important (redéploiements, gestion locale des 
changements, passage à une culture de qualité, polyvalence des agents, etc.). L’enjeu 
étant de passer d’un modèle traditionnellement très centralisé (avec 70 % des agents 
statutaires de la fonction publique) à un modèle ‘au plus près du client’, en s’appuyant 
sur une démarche en quatre étapes (changement de l’organisation, du fonctionnement, 
des comportements et des valeurs) dont la spécificité est d’atteindre le degré souhaité de 
flexibilité non pas en se servant de l’emploi comme variable d’ajustement, mais en 
s’appuyant sur l’évolution de l’organisation (choix stratégique de la performance durable 
et du compromis social). 
 

L’évolution des relations sociales dans les services d’intérêt général : 
normalisation ou émergence d’un modèle de concertation rénové ? 

 
Comme l’a souligné Robert Villeneuve (EUREXCTER) à l’occasion de la table ronde finale, 
on ne peut plus, dans un contexte économique, politique et social qui s’est complexifié, 
considérer les relations sociales comme l’expression des rapports exclusifs entre les 
salariés, leurs représentants et les dirigeants. Le dialogue civil, c'est-à-dire l’intégration 
de l’usager/client dans cette relation triangulaire, est aujourd’hui un complément 
inévitable du dialogue social. L’exemple de la transformation des règles de dialogue 
social à la RATP depuis le début des années 90, présenté par Philippe Moncourrier 
(Direction des Ressources humaines, RATP), montre la capacité de transformation d’une 
structure sclérosée, marquée par la culture d’opposition, qui peut aujourd’hui prétendre 
anticiper les évolutions et renouer avec une forme apaisée de dialogue social s’efforçant 
de placer le client au centre. Cette évolution du système de relations sociales a été 
déclenchée dans ce cas précis par la prise de conscience en interne d’un malaise profond 
au sein de l’entreprise et une impulsion managériale forte, doublée d’un 
accompagnement des organisations syndicales. Selon Catherine Vincent (IRES, Noisy-le-
Grand), le contexte de concurrence syndicale reste une spécificité française très forte 
dans le secteur public, notamment par rapport à l’Allemagne. Les entreprises de service 
public en France ont toujours été caractérisées par une forte imbrication entre dimension 
économique (et technique), construction sociale complexe et équilibres institutionnels. 
Cet équilibre, que l’on retrouve également au niveau des organisations syndicales, est 
bousculé par les réformes, même si les modalités, tout comme les nouvelles formes de 
gouvernance, diffèrent sensiblement selon les secteurs et les entreprises. Une des clés de 
réussite des réformes semble néanmoins être la capacité d’impliquer les partenaires 
syndicaux très en amont dans des négociations globales non seulement sur l’emploi mais 



 

aussi sur les nouvelles stratégies industrielles, l’organisation du travail et les nouvelles 
formes de flexibilité requises. Selon Catherine Vincent, et bien que la négociation soit 
traditionnellement un maillon faible dans le service public français, on finit par voir émerger 
un mode hybride de négociation dans le secteur public qui se cherche encore, mais 
pourrait déboucher sur une modèle social quelque peu rénové. Avec toutefois une 
difficulté majeure en France par rapport à l’Allemagne : le secteur public ne peut pas 
s’appuyer sur un exemple de relations contractuelles efficientes et basées sur la 
confiance dans le secteur privé, ce qui peut constituer une sorte de blocage dans 
l’évolution des cultures du service public. 
 
La problématique de l’évolution de la culture de négociation sociale dans les entreprises 
publiques renvoie inévitablement à l’évolution des relations industrielles dans le secteur 
privé, dans la mesure où la réorganisation des entreprises du secteur public s’inspire 
largement des expériences managériales et des instruments mis en œuvre dans les 
entreprises privées. Comme la rappelé Karsten Schneider, le système allemand reposant 
sur deux piliers (la Mitbestimmung et l’autonomie contractuelle) est à son tour fortement 
ébranlé, à la fois par la globalisation et l’européanisation (pour ce qui est du premier 
pilier), mais aussi plus généralement par l’affaiblissement des partenaires sociaux et la 
tendance à la multiplication des accords d’entreprise, au détriment des conventions 
collectives de branche. 
 
Pour conclure cette rencontre, Leo Kiβer a évoqué trois ‘zones d’incertitude’ qui restent 
sans réponse à ses yeux : 

 le problème de la comparaison, toujours délicate à mener mais qu’il convient de 
poursuivre pour mieux évaluer l’impact des restructurations dans les domaines 
d’intérêt général 

 le problème de la causalité, qu’il faut étudier plus avant pour déterminer 
notamment les conséquences indirectes des transformations managériales en 
cours 

 le problème de l’approche par ‘modèles’, qui tient insuffisamment compte des 
évolutions : dans le domaine des services d’intérêt général, il semble aujourd’hui 
essentiel de faire recentrer la discussion sur les nouvelles interactions entre 
acteurs aux intérêts et aux ressources différentes. 

 
En conséquence, cette journée d’étude ouvre le champ à de nouveaux développements à 
approfondir dans une perspective comparative : 

 la question des nouvelles formes de relation entre société civile et Etat. Quel est 
le nouveau rôle du citoyen, qui ne peut se limiter à la notion de client ? 

 la question de l’impact sur les salariés des transformations (les ‘gagnants’ et les 
‘perdants’) doit être encore creusée (participation, nouvelles formes de 
reconnaissance, etc.) 

 la question des relations sociales doit non seulement être étendue à un nouvel 
acteur (le client), mais aussi être étudiée sous l’angle d’une nouvelle qualité de 
relations entre notamment l’Etat et la société : il convient ici de s’interroger sur 
de nouveaux modèles de régulation dans une démocratie (démocratie 
coopérative). 

 
La réflexion autour de ces prolongements thématiques sera poursuivie à l’occasion de la 
seconde journée d’étude que le CIRAC organisera le vendredi 4 novembre 2005, dans le 
cadre du programme de formation-recherche soutenu par le CIERA, sur le thème 
« Emploi public et réforme de l’administration en France et en Allemagne ». 
 
 
 
 



 

Journée d’étude du 4 novembre 2005 
Organisé avec le soutien de la Fondation Hans-Böckler et du CIERA. 
 
 
Emploi public et réforme de l’administration en France et en Allemagne 
 
Cette rencontre était ouverte aux étudiants de niveau master et doctorat de toutes 
disciplines, aux enseignants et chercheurs, ainsi qu’aux responsables du secteur public et 
professionnels intéressés, aux représentants des partenaires sociaux. Elle a réuni une 
trentaine de participants. 
 
Les travaux ont permis de dresser un état des lieux nuancés de l’emploi public et des 
contraintes spécifiques dans le cadre des stratégies de modernisation de l’administration 
publique (modernisation interne en Allemagne et évolution des concepts au cours de la 
décennie précédente ; réforme institutionnelle – poursuite de la décentralisation – et 
réforme du cadre financier – LOLF– en France). Cette rencontre a permis également de 
s’interroger sur la question du renouvellement des mécanismes de relations sociales dans 
les administrations publiques des deux pays. 
 
Programme 
 
Sous la présidence de Leo Kiβler 
 

 Accueil et ouverture de la journée d’étude 
René Lasserre, Directeur du CIRAC, professeur à l’Université de Cergy-Pontoise 
Introduction de la thématique 
Leo Kiβler, Philipps-Universität Marburg (RFA) 

 
 L’emploi public en Allemagne. Entre force d’inertie et mutation structurelle 

 Sabine Kuhlmann, Université de Constance (RFA) 
 

 Emploi public en France : état des lieux et perspectives d’évolution 
 Catherine Zaidman, secrétaire générale de l’Observatoire de l’emploi public 
 
 
Sous la présidence de René Lasserre 
 

 Développement des ressources humaines – Le management au cœur du 
processus de réforme 

 Susanne König, Karl von Ossietzky-Universität Oldenburg (RFA) 
 

 Evolution du management dans les organisations publiques en France 
 Vincent Claustre, Université Nancy 2 
 

 Les représentants du personnel, acteur de la modernisation en Allemagne ? 
Expériences de co-management des réformes 

 Hermann Hibbeler, président du Personalrat Detmold 
 

 Les syndicats dans le processus de réforme de l’Etat et des administrations 
publiques en France 
Marie-Claude Kervella, Secrétaire générale de l’Uffa-CFDT (Union des fédérations 
de fonctionnaires et assimilés) 

 



 

Compte rendu 
Organisée dans le cadre d’un projet de formation-recherche portant sur les « Nouveaux 
modes de régulation sociale dans le secteur public et les services d’intérêt général en 
Allemagne » et mené avec le concours du CIERA (Centre interdisciplinaire d’études et de 
recherches sur l’Allemagne, Paris) et de la fondation allemande Hans-Böckler, cette 
seconde journée d’étude a porté sur la gestion de l’emploi public en Allemagne et en 
France, en présence d’ une vingtaine d’étudiants de niveau Master II, doctorants, 
représentants d’administrations publiques et d’enseignants-chercheurs. Il s’agissait de 
préciser le contexte de l’emploi public, différent dans les deux pays et de s’interroger sur 
les transformations actuelles en termes d’évolution des cadres statutaires, de 
différenciation des conditions d’emploi et de rémunération. Partant du constat que les 
réformes précédemment conduites dans l’administration publique tendent toutes à 
montrer, en France comme en Allemagne, qu’aucune transformation d’envergure ne peut 
avoir lieu sans les salariés de l’administration publique, à la fois acteurs de la réforme et 
principaux intéressés, la journée d’étude a permis de s’interroger sur les conséquences 
des efforts de modernisation pour le personnel (en termes de gestion du personnel) mais 
aussi pour la représentation du personnel dans une perspective d’évolution des 
mécanismes de régulation sociale. 
 
En Allemagne, les réformes menées au cours de la dernière décennie adhèrent très 
fortement aux principes du public management, du moins dans sa ‘version allemande’ 
(efficacité, rentabilité, meilleure prise en compte du ‘client’, prise en compte des salariés 
de l’administration dans le processus de réforme). Pour autant, cette dernière réforme 
d’envergure a généré une certaine polarisation entre ‘gagnants’ et ‘perdants’ de la 
modernisation, suscitant en cela de nouvelles interrogations : comment une réforme 
peut-elle être engagée tout en respectant les conséquences sociales ? En Allemagne, la 
question budgétaire a en effet bien souvent été à l’origine des réformes engagées. Or 
dans ce contexte, le facteur humain, considéré par le public management comme une 
ressource fondamentale (mise en œuvre d’un véritable management du personnel 
préconisée), est également considéré comme un coût : la gestion des ressources 
humaines est dès lors prise en tenaille entre politiques de valorisation et de 
rationalisation, sans qu’on puisse aujourd’hui prévoir l’issue de cette tension. Pour 
autant, la représentation du personnel, traditionnellement plus présente et impliquée en 
Allemagne, peut faire état d’expériences de co-management utiles dans la mise en 
œuvre et l’évaluation des effets des réformes entreprises. 
 
En France, la modernisation de l’administration publique ne peut être dissociée du 
contexte de la réforme institutionnelle, qui se traduit par une relance de la 
décentralisation (transfert de tâches) et d’un renforcement de la politique de 
déconcentration (thématique de la proximité de l’action publique). Mais le grand chantier 
de réforme budgétaire lancé avec la mise en œuvre de la LOLF (Loi organique sur les lois 
de finance) au 1er janvier 2006 s’annonce tout aussi porteur de transformations 
profondes sur un plan à la fois quantitatif (allocation des moyens financiers) et qualitatif 
(modernisation de l’organisation du travail), dont il est aujourd’hui bien difficile 
d’appréhender les effets. 
 
Le premier ensemble de contributions a permis d’apporter une vue d’ensemble de 
l’emploi public en Allemagne et en France et des évolutions en cours (en termes de 
gestion des effectifs et d’organisation du travail notamment), également dans une 
perspective quantitative. 
 
Sabine Kuhlmann (Université de Konstanz, RFA) a ainsi rappelé les principes fondateurs 
de la fonction publique en Allemagne. Le contexte de l’organisation fédérale se traduit en 
effet par une certaine diversité de l’emploi et des situations dans l’administration 
publique allemande, même si l’on peut constater une tendance certaine à l’unitarisation 
en raison des compétences du Bund (législation-cadre). La deuxième spécificité de 
l’administration publique allemande reste la dualité des statuts : celui de fonctionnaire 



 

(Beamte), qui occupe une position très spécifique dans l’emploi en Allemagne, et celui 
des ouvriers et employés de l’administration. Or, on peut aujourd’hui parler de remise en 
question au moins partielle de ce principe fondateur de l’administration allemande 
puisqu’à l’échelon local notamment, cette dualité n’a quasimment plus cours 
(fonctionnaires très peu présents au niveau communal). Sabine Kuhlmann a ensuite 
retracé l’évolution de l’emploi public en insistant sur la ventilation de l’emploi en fonction 
des niveaux administratifs, puis s’est intéressée aux critiques formulées à l’encontre de 
l’administration publique allemande : mise en cause de la dualité de statuts, faible prise 
en compte de la performance, déroulement de carrière à l’ancienneté, faible mobilité, 
prépondérance de la réglementation et de la hiérarchie plutôt que prise en compte des 
résultats. 
 
Ces critiques récurrentes, plus ou moins fondées, ont donné lieu dans un premier temps 
à une une loi-cadre fédérale de 1997 réformant partiellement le statut des 
fonctionnaires. Or, force est de constater que la formulation d’une loi-cadre ne garantit 
pas sa transposition dans la législation des Länder et encore moins son application 
concrète au sein des administrations, de sorte que ses dispositions restent relativement 
peu mises en œuvre. Une nouvelle convention collective très récemment signée (octobre 
2005), concernant cette fois-ci les ouvriers et employés de l’administration publique, 
semble aller plus loin en donnant une nouvelle forme juridique de leur relation de 
travail : le TVöD (Tarifvertrag öffentlichen Dienstes) se substitue au BAT (Bundes-
Angestelltentarifvertrag) avec l’idée de mieux prendre en compte la performance. Cette 
réforme profonde, qui doit encore être mise en œuvre, peut dans un premier temps être 
interprétée comme une parade face à la menace d’un nombre croissant d’administrations 
de quitter le système de négociation collective. 
 
En parallèle, la réception des principes du New Public Management (Neues 
Steuerungsmodell-NSM dans sa version allemande) a eu de fortes répercussions en 
Allemagne depuis plus de 10 ans, notamment au niveau des communes. Le NSM repose 
sur deux éléments essentiels : l’ouverture des administrations (sur les administrés et sur 
le marché) et la réforme de structures et processus internes. Ce dernier point, et 
notamment les effets de la réforme de la GRH, demeurent toutefois aujourd’hui très 
contradictoires. En conclusion, on peut donc tirer le bilan d’une fonction publique en forte 
mutation (effets de l’unification, réformes de 1997, de 2005, réduction des effectifs, mise 
en œuvre au moins partielle du NSM) mais sans ruptures majeures (portée assez faible 
de la réforme des statuts, survivance du modèle bureaucratique wéberien et finalement 
sentiment marqué de lassitude envers les réformes de la part des personnels de 
l’administration publique). 
 
Pour exposer la situation de l’emploi public en France, Catherine Zaidman, secrétaire 
générale de l’Observatoire de l’Emploi public, a bâti sa contribution autour d’un 
questionnement double : quel emploi public aujourd’hui et demain ? Mais aussi quelles 
missions de l’Etat vis-à-vis des usagers , clé d’entrée de la réforme de l’Etat ? 
 
Catherine Zaidman s’est d’abord employée à préciser la définition de l’emploi public, 
source de confusion récurrente dans les comparaisons internationales, en croisant trois 
critères : son financement (prélèvements obligatoires vs. usager), le cadre réglementaire 
de recrutement de l’agent (droit public, droit public particulier à statut, droit privé) et la 
nature juridique de l’employeur. Sur cette base, elle a pu ensuite présenter une analyse 
fine et différenciée de l’évolution de trois fonctions publiques (d’Etat, territoriale et 
hospitalière), en s’intéressant notamment au poids des non-titulaires et au déséquilibre 
démographique entre régions, caractérique majeure de l’emploi public en France : la 
« diagonale aride » (de Champagne-Ardennes à Midi-Pyrenées), où la densité 
démographique est très faible, affiche en effet des taux d’administration de la fonction 
publique d’Etat supérieurs à la moyenne nationale. Cette situation traduit bien l’objectif 
de l’Etat d’assurer partout un service public homogène. Or, cette réflexion est au cœur de 
la problématique de la réforme de l’Etat. Il en va de même pour la question de la 



 

dynamique démographique : la fonction publique est en effet beaucoup plus touchée que 
le secteur privé par le vieillissement de ses agents, de sorte que tous les scenarii 
convergent actuellement pour prédire (avec plus ou moins d’accuité selon les fonctions 
publiques) des difficultés de recrutement pour les postes les plus qualifiés dans les 10 à 
15 prochaines années et un risque de concurrence accrue entre fonctions publiques et 
secteur privé. D’où l’intérêt aujourd’hui très marqué, dans le cadre de la réforme de 
l’Etat, pour les démarches de gestion prévisionnelle des emplois, des effectifs et des 
compétences (GPEEC). Catherine Zaidman a par ailleurs rappellé que la GPEEC joue un 
rôle d’outil stratégique dans le cadre de la mise en œuvre de la LOLF, puisque les plans 
ministériels de GPEEC qui ont été adoptés doivent servir de cadrage à l’allocation de 
moyens entre les programmes (le budget de l’Etat est désormais voté par missions et 
programmes) et les politiques de recrutement et de formation. La LOLF, réforme du 
cadre budgétaire, ouvre ainsi la porte à un vaste chantier de transformation de la 
fonction publique d’Etat, qui devrait accompagner les évolutions démographiques. 
 
Après cette première partie consacrée au diagnostic de l’évolution de l’emploi public, un 
deuxième ensemble thématique s’est intéressé plus particulièrement aux ressources 
humaines et au management dans une administration en cours de modernisation rapide, 
en s’intéressant aux stratégies de gestion telles qu’elles émergent en Allemagne et en 
France. Il s’agissait dès lors de traiter des conditions d’accompagnement des réformes 
par les politiques de développement des ressources humaines et des enjeux des 
réformes pour le management. 
 
Susanne König (Universität Carl von Ossietzky, Oldenburg) a ainsi présenté le 
développement des politiques de gestion du personnel, sur la base des résultats d’une 
étude menée dans le Land de Basse-Saxe. Partant d’une nécessaire clarification des 
concepts employés (le terme de Personalentwicklung – développement des ressources 
humaines -est ainsi généralement préféré dans l’administration publique à celui de 
Personalmanagement ou de Human Ressource Management qui donne une plus grande 
importance stratégique à la fonction ressources humaines), Susanne König a rappelé les 
grandes lignes de la réforme de l’administration du Land engagée en 1993/94 et des 
choix en matière de politique des personnels, inspirés des démarches RH des 
entreprises : nécessité pour chaque administration du Land de développer son propre 
concept de gestion du personnel, objectif d’une hausse du niveau de qualification, 
généralisation de la pratique des entretiens, constitution d’un réseau de conseillers pour 
les ressources humaines. Pour autant, l’enquête réalisée tire un bilan mitigé de ces 
démarches en montrant notamment la difficulté de la mise en place des objectifs. En 
particulier, selon Susanne König, les résultats relativisent fortement le niveau 
d’acceptation et de co-optation des réformes, tout comme l’enracinement de la réforme 
dans les pratiques (par exemple, pas de régularité dans la pratique des entretiens, 
impact limité sur le déroulement de carrière, peu de suite donnée à la thématique prônée 
du gender mainstream). La critique porte donc là moins sur les concepts, mais bien sur 
leur mise en œuvre et leur cohérence entre eux. A noter également que dans le cas 
précis du Land de Basse-Saxe, les financements alloués au développement d’une 
politique de ressources gumaines ont été fortement réduits à la suite de mesures 
d’économies budgétaires. Alors que de grands espoirs avaient été placés sur le volet des 
ressources humaines dans le cadre de la réforme administrative, le risque est donc élevé 
que cet aspect essentiel demeure traité sur un mode bureaucratique et que le personnel 
devienne l’élément oublié des réformes. Susanne König a néanmoins insisté sur le fait 
que la perception des transformations en cours est très variable selon que l’on se 
considère comme gagnant ou comme perdant du processus de réforme. 
 
La contribution de Vincent Claustre (Université de Nancy II) a traité de l’évolution du 
management dans les organisations publiques en France et des stratégies mises en 
œuvre. Mais il a rappelé que pour éviter toute analyse simplement instrumentale de 
l’évolution des pratiques managériales, il convient de les resituer dans le grand chantier 
de la transformation du système d’action publique de l’Etat. Généralement prudente, 



 

souvent chaotique, cette longue maturation des processus semble néanmoins déboucher 
aujourd’hui sur des réformes plus radicales de l’Etat, notamment avec l’adoption de la 
LOLF. Vincent Claustre a ainsi rappelé les grandes étapes de la transformation de la 
sphère publique : une phase d’expansion durant les Trente Glorieuses, prolongée après 
1981 par la politique de nationalisation et de décentralisation, conduisant à 
l’élargissement du secteur public et à l’unification de la fonction publique. Le retour à la 
rigueur économique renoue avec la reprise de la problématique de la modernisation et du 
renouveau du service public (approche qualité, projets de service et remobilisation des 
agents de l’Etat sur les missions) mais sans véritable suivi, conduisant à un sentiment de 
lassitude face aux réformes. Les années 90 lancent la libéralisation de grands services 
publics et annoncent un travail de fond pragmatique sur la réforme des administrations 
publiques (programmes pluriannuels de modernisation, etc.) qui commence à porter ses 
fruits. Le nouveau train de réformes de décentralisation accélère à son tour la 
réorganisation de l’Etat. On peut alors parler d’une modernisation de l’Etat partant de la 
périphérie (modernisation par les marges), la tendance étant de donner plus de pouvoir à 
l’échelon local et surtout régional (régions, services déconcentrés, etc.) bien que, par 
choix politique, le système de référence demeure celui de l’Etat républicain où la 
régulation se fait par des logiques de coordination animées par l’Etat. C’est donc 
davantage à partir des territoires que sont désormais gérées les réalités du terrain, de 
sorte que c’est à ce niveau que se sont développées de nouvelles pratiques 
managériales. 
 
Aujourd’hui, la modernisation connaît une forte accélération, d’une part avec la prise de 
conscience des enjeux démographiques, de l’autre avec la refonte du système de 
budgétisation de l’Etat (LOLF), réforme consensuelle par-delà les divergences partisanes. 
La LOLF doit en outre permettre de passer d’une logique d’administration à celle de 
management. Mais selon Vincent Claustre, elle constitue également pour les 
administrations centrales l’opportunité de reprendre la main en réaffirmant leur mission 
de pilotage stratégique de l’action publique alors que les services déconcentrés doivent 
gérer la mise en œuvre opérationnelle sur le terrain. Quels effets peut-on attendre en 
termes de management ? La restructuration des services, déjà largement engagée au 
niveau régional, devrait se poursuivre. 
 
Enfin, on constate que le développement de nouvelles pratiques managériales tient 
également aux défis auxquels est confronté le système d’action publique. Les 
organisations sont appelées à se manager et surtout être capables d’agir avec d’autres 
acteurs. Selon Vincent Claustre, des tendances lourdes sont apparues : diversité des 
besoins appelant autant de solutions sur-mesure de la part des organisations publiques, 
fragementation du secteur public (territorialisation de l’action publique). Dès lors, de 
nouvelles pratiques managériales se développent depuis maintenant dix ans pour 
répondre à ces logiques (logique de réingénierie continue de services à rendre, logiques 
de coordination de acteurs, intérêt renouvelé pour la prospectif, etc.) avec néanmoins 
trois spécificités pour le management public : une diversité de situations appelant autant 
d’approches très différentes (qu’il s’agisse de l’Hôpital, des administrations 
déconcentrées, etc.) ; une problématique d’articulation entre deux niveaux de 
management public (macro et micro management) ; et enfin un accent mis sur le 
pilotage stratégique et la conduite du changement. 
 
Le troisième temps de la journée était consacré aux mutations des relations sociales et à 
la représentation du personnel. Quel est le jeu des acteurs, quelle participation et quelles 
stratégies alternatives dans le champ de la réforme ? 
 
Hermann Hibbeler a ainsi apporté son témoignage en tant qu’ancien président du 
Personalrat de la ville de Detmold et rappelé le contexte spécifique et les objectifs de la 
réforme des services de la municipalité, engagée dans une première phase sans 
contrainte financière spécifique ni pression de la part des administrés. Toutefois, les 
services étaient alors déjà soumis à une contrainte de compétitivité face à des 



 

propositions de services à moindre coût émanant de l’extérieur et avaient conscience de 
l’incapacité de l’administration d’afficher ses coûts. D’où l’acceptation assez largement 
partagée d’une nécessaire transparence des coûts. Face aux projets de réforme, le 
Personalrat, instance de représentation du personnel, a finalement opté pour une 
stratégie de participation et s’est impliqué fortement, au même titre que le management 
et les salariés, dans la réflexion sur la modernisation des services (présentation d’un 
catalogue de 10 thèses). Son implication l’a par ailleurs conduit à mener une analyse de 
l’impact du processus de modernisation sur les salariés et à clarifier, dans ce contexte, sa 
propre mission et ses objectifs. 
En conclusion, Hermann Hibbeler s’est livré à un bilan de la réforme conduite et identifié 
les risques et les manquements dans la conduite du processus de réforme : une réforme 
dont les objectifs était à ses yeux défendables, mais qui a pu pêcher, dans sa mise en 
œuvre, face à la difficulté de hiérarchiser les objectifs, et face la résistance de certaines 
personnes. De son avis, une démarche de modernisation ne peut réussir que si elle est 
issue d’une processus de concertation entre administrés, élus, salariés et leurs 
représentants, et le management sur les objectifs et la démarche et si elle est conduite 
par des acteurs qualifiés. Dans ces conditions seulement, l’instance de représentation de 
salariés peut prendre une part active dans le contrôle du processus de modernisation 
voire contribuer par ses propositions à contrebalancer certains objectifs. Mais ceci 
suppose un cadre d’action stable (accords d’objectifs, conventions collectives solides) et 
une capacité de conseil des représentant du personnel par les syndicats de salariés. Un 
bilan donc mitigé qui laisse apparaître la difficulté, pour les représentants du personnel, 
d’arbitrer entre réalités économiques, attentes des salariés et faisabilité des propositions. 
 
Dernière intervenante de cette rencontre, Marie-Claude Kervella (secrétaire générale 
UFFA-CFDT) a présenté le paysage syndical très complexe de la fonction publique en 
France, soulignant en conséquence la difficulté à mettre en place le dialogue social, 
même si ce dernier n’est que consultatif (pas de lieu de négociation). Si, selon les 
positions de la CFDT, il s’agit d’un point sur lequel le système doit évoluer, d’autres 
organisations syndicales restent attachées à ce système consultatif et sans cogestion. 
Dès lors, les accords dits contractuels dans la fonction publique n’ont en réalité aucune 
force juridique et n’engagent aucun des partenaires, même si, situation paradoxale, ils 
sont en règle générale toujours respectés. 
 
La complexité du dialogue social relève également de la structure des lieux où il se 
pratique puisqu’il existe trois Conseils supérieurs (un pour la fonction publique de l’Etat, 
un pour la fonction publique territoriale, et un pour la fonction publique hospitalière) mais 
que, dans les faits, ce sont les décisions du Conseil supérieur de la Fonction publique de 
l’Etat qui priment. Dès lors, Marie-Claude Kervella fait part de ses critiques par rapport à 
la réalité du dialogue social, en panne historique depuis maintenant 10 ans selon ses 
propos. Car de fait, la place que les organisations syndicales prennent dans un processus 
de réforme reste très limitée, à l’heure pourtant des grands enjeux (LOLF, 
décentralisation). Elle déplore l’absence de débat national sur le type de service public 
souhaité, sur la nature des missions de l’Etat et sur la façon dont s’articuleront le niveau 
de l’Etat et celui des administrations territoriales. Cette situation est d’autant plus 
dommageable qu’elle handicape l’appropriation des réformes par des agents publics 
tenus à l’écart du débat sur le contenu des réformes et leur mise en œuvre. D’où un 
certain nombre d’ajustements et de clarifications nécessaires, selon la CFDT : la conduite 
d’un débat sur la place du service public dans les réformes ; une évolution des statuts de 
la fonction publique (passant par une simplification du système de corps) ; une 
rénovation du dialogue social passant par la signature d’accords ayant une valeur 
juridique ; la mise ne place de nouveaux lieux de dialogue social (notamment au niveau 
interministériel et régionaux) en phase avec les lieux de prise de décision (notamment 
dans le cadre de la LOLF) ; une meilleure prise en compte des conséquences de la LOLF 
sur la gestion des ressources humaines par la mise en place de gestionnaires locaux ou 
de centres de ressources capables d’assiter des responsables locaux peu formés à la 
gestion des personnels. 



 

 
En dépit des différences d’approche qu’a pu révéler cette journée d’étude, les 
communications présentées et les échanges qui s’ensuivirent ont bien permis de mettre 
en évidence les évolutions, souvent très profondes, qui émergent dans les deux pays. 
Face à des enjeux assez similaires (choix d’un emploi public de qualité mais confronté 
aux défis que constituent le vieillissement démographique, la résorption des déficits 
publics, les aspirations nouvelles des citoyens), la manière de poser et d’aborder les 
problématiques diffère sensiblement d’un pays à l’autre. On notera notamment les 
divergences persistantes dans l’organisation des relations sociales dans le secteur public 
des deux pays et l’absence très problématique en France d’implication des partenaires 
sociaux dans le processus de réforme. Un constat d’autant plus dommageable que les 
grands chantiers en cours initient des changements importants, ce qui laisse à penser 
que l’atout essentiel des expériences allemandes reste la capacité des partenaires 
sociaux à s’impliquer dans le processus de réforme malgré le risque évident de remise en 
cause de certains acquis et de polarisation entre ‘gagnants’ et ‘perdants’ de la 
modernisation. 
 
 
Publication d’ouvrages 

Une partie des contributions présentées au cours des différentes phases ont été 
retravaillées par le CIRAC et les auteurs et donneront lieu à la publication d’un ouvrage 
collectif, qui doit paraître à la fois en France (début 2007) et en Allemagne (octobre 
2006), sous le titre : 
 

 Leo Kißler, René Lasserre, Marie-Hélène Pautrat (ed.) 
Öffentlicher Dienst und Personalmanagement. Zur Verwaltungsreform in 
Deutschland und Frankreich 
Parution: octobre 2006 chez l’éditeur Campus Verlag (Frankfurt/Main) 

 
 Leo Kißler, René Lasserre, Marie-Hélène Pautrat (ed.) 
Modernisation des services publics et gestion des ressources humaines en France 
et en Allemagne 
Parution : janvier 2007 aux Editions du CIRAC (Cergy-Pontoise) 

 
En France comme en Allemagne, l’ensemble du secteur public est contraint d’engager les 
réformes nécessaires à sa modernisation. Le choix européen de la dérégulation mais 
aussi la crise des finances publiques et l’incapacité de nombreuses à s’adapter 
rapidement aux nouveaux enjeux socio-économiques remettent en question les modèles 
d’organisation des institutions publiques. Diffusé depuis 15 ans en Allemagne, le New 
Public Management a rapidement imposé de nouveaux principes d’organisation et modifié 
durablement les conditions de travail. En France, les grands chantiers de réforme 
annoncés (décentralisation et LOLF) devraient avoir un impact notoire sur les personnels. 
Dans les deux cas, les agents sont donc à la fois les vecteurs des réformes et les 
principaux concernés. Quelles conséquences peut-on envisager en termes d’emplois et de 
relations sociales ? Quels sont les principaux enjeux des réformes, à la fois pour le 
management public et pour les représentants des personnels ? Les contributions 
d’experts et d’acteurs présentées dans cet ouvrage donnent des repères utiles pour 
s’interroger sur les transformations actuelles de la sphère publique et sur l’impact social 
de l’introduction de nouveaux modes de gestion. 

 


